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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 19. 


(Nr. 4012.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der durch das Geſetz vom 9. Oktober 1848. 
angeordneten Siſtirung von Verhandlungen und Prozeſſen. Vom 1. Mai 
1854. s 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ic. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 
Die in den HH. 1. und 2. des Geſetzes vom 9. Oktober 1848. (Geſetz⸗ 
Sammlung pro 1848., Seite 276 — 279.) angeordnete Siſtirung von Ver⸗ 


handlungen und Prozeſſen wird, inſoweit als dies bisher noch nicht geſchehen 
iſt, hierdurch aufgehoben. f 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 1. Mai 1854. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
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Umfan 
und Zweck de 
Deichberban⸗ 
des. 


8 
(Nr. 4013.) Statut des Morrn-Pollychener Deichverbandes. Vom 1. Mai 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Nie⸗ 
derung am rechten Warthe-Ufer, vom Vorwerke Kiewitz im Birnbaumer Kreiſe 
der Provinz Poſen aus bis zum Dorfe Pollychen, nahe der Netze, im Lands⸗ 
berger Kreiſe, zur gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung eines zum Schutze 
gegen die Ueberſchwemmungen der Warthe zu erbauenden Deiches zu einem 
Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤ⸗ 
rung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen ir hierdurch auf Grund des 
Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. HH. 14. und 15. (Ge⸗ 
ſetz Sammlung vom Jahre 1848. Seite 54.) die Bildung eines Deichverban- 


des unter der Benennung: 


„Morrn-Pollychener Deichverband,“ 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


8 1. 

Die Eigenthuͤmer aller Grundſtuͤcke, welche in der am rechten Warthe- 
Ufer vom Vorwerke Kiewitz bis zum Dorfe Pollychen, einſchließlich deſſen 
Dorfſtellen, ſich erſtreckenden Niederung belegen ſind, und ohne Verwallung der 
Ufer bei einem Waſſerſtande von 15 Fuß 4 Zoll am Landsberger Pegel der 
Ueberſchwemmung unterliegen wuͤrden, werden zu einem Deichverbande vereinigt. 

Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand beim Kreisgerichte zu Lands⸗ 
berg a. d. W. 


NE 

Dem Deichverbande liegt es ob, einen von der Hoͤhe der Feldmark des 
Vorwerkes Kiewitz bis zur Hoͤhe hinter dem Dorfe Pollychen laufenden, waſſer⸗ 
freien, tüchtigen Deich auf Höhe eines Waſſerſtandes von 17 Fuß 2 Zoll am 
Landsberger Pegel in denjenigen durch die Staatsverwaltungs-Behoͤrden feſt⸗ 
zuſtellenden Abmeſſungen anzulegen und zu unterhalten, welche erforderlich ſind, 
um die Grundſtuͤcke der Niederung gegen Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten 
Waſſerſtand der Warthe zu ſichern. 

Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung noͤthig wird, ſo hat 
der Deichverband dieſelbe auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere 


Verpflichtete. 


H. 3. 
Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgraͤben anzulegen und zu 
unterhalten, welche erforderlich ſind „um das den Grundſtuͤcken der Niederung 
i 8 ſchaͤd⸗ 


= w- 
ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. Das Waſſer der Haupt⸗ 
graͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung der Deichverwaltung von Privat⸗ 
perſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf⸗ 
nahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver⸗ 
langen. Die Zuleitung muß aber an den von der Deichverwaltung vorzuſchrei⸗ 
benden Punkten geſchehen. 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


F. 4. 


Der Verband hat in dem die Niederung gegen den Strom abſchließen⸗ 
den Deiche die erforderlichen Auslaßſchleuſen (Deichſiele) fuͤr die Hauptgraͤben 
anzulegen und zu unterhalten. Er 


$. 5. 
5 Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtung der Verpfiichtun⸗ 
Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten fuͤr Geld aus der Deichkaſſe genossen. Gelbe 
ausgefuͤhrt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung der feiftungen. Be- 
Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Verban⸗ immung ber 
des etwa kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach dem Deichkataſter n 
aufzubringen. 4 90 5 a gung nach der 
Bis zur erfolgten Feſtſtellung des letzteren werden die Beitrage nach 8 
dem bereits aufgeſtellten ſummariſchen Deichkataſter, vorbehaltlich ſpaͤterer Aus⸗ 
gleichung, ausgeſchrieben und eingezogen. 


„ 8 


In dem Deichkataſter werden alle von der Verwallung eingeſchloſſenen 
und ertragsfaͤhigen Grundſtucke, welche ohne die Eindeichung bei einem Waſſer⸗ 
ſtande der Warthe von 15 Fuß 4 Zoll und darunter am Landsberger Pegel 
der Ueberſchwemmung unterliegen wuͤrden, nach folgenden vier Klaſſen: - 

1) Klaſſe I. 1 Morgen zum vollen Beitrag, 

2) Klaſſe II. 1 Morgen zum 4 Beitrag, 

3) Klaſſe III. 1 Morgen zum 3 Beitrag, 

4) Klaſſe IV. 1 Morgen zum Beitrag 
veranlagt, und kommen alle Hof- und Bauſtellen, ſowie Gaͤrten an ſich zur 
erſten Klaſſe, Wieſen jedoch nur in. die drei letzten Klaſſen, und ſolche Grund⸗ 
ſtuͤcke, welche auch nach erfolgter Einpolderung nur hoͤchſtens pro Morgen 
einen Reinertrag von zehn Silbergroſchen gewaͤhren koͤnnen, bleiben beitragsfrei. 

Das Katafter wird von dem Regierungskommiſſarius aufgeſtellt. 

Behufs der Feſtſtellung iſt daſſelbe von dem Kommiſſarius dem Deich⸗ 
amte vollſtaͤndig, und den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern 
der Güter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitzu⸗ 

(Nr. 401g.) 36* theilen, 
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theilen, und zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu 
machen, innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei den Ge⸗ 
meindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen 
bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. 

Die eingehenden Beſchwerden ſind vom Kommiſſarius unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts⸗Deputirten und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtaͤndigen zu unterſuchen. Die Sachverſtaͤndigen ſind hinſichtlich der Gren— 
zen des Inundationsgebiets und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter 
Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonitaͤt 
und des Beitragsfußes zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitig⸗ 
keiten wegen der Ueberſchwemmungs⸗Verhaͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger bei⸗ 
geordnet werden kann. 

Die Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. Mit dem 
Reſultat der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich die Beſchwerde⸗ 
fuͤhrer einerſeits, und der Deichamts-Deputirte andererſeits, bekannt gemacht. 
Sind beide Theile mit dem Refultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſein Be⸗ 
wenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Anderenfalls werden 
die Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerden. 
fahre die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerde⸗ 
fuͤhrer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſchei⸗ 
dung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr landwirthſchaftliche Angelegen⸗ 
heiten zuläffig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung 
auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 


H. 7. 


Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Deiche und 
Entwaͤſſerungsanlagen wird fuͤr jetzt auf 8 Sgr. 6 Pf. fuͤr den Normal⸗ 
morgen (d. h. fuͤFr einen Morgen der Klaſſe 1.) feſtgeſetzt. 

: Die Höhe des anzuſammelnden Reſervefonds wird auf dreitauſend Thaler 
eſtimmt. a 


i $. 8. 
Die Zahl der Repraſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
ſechs feſtgeſetzt. 
H. 9. 
Das Dominium Morrn beſtellt einen Repraͤſentanten und einen Stell⸗ 


Die Beſitzer: 


a) des Vorwerks Kiewitz mit einer Stimme, 
b) der im Hypothekenbuche von Alexandersdorf sub Nr. 40. und 62. ein⸗ 
getragenen Morrner Eichfiere mit einer gemeinſchaftlichen Stimme, die, 
falls 
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falls beide Grundſtücke an verſchiedene Beſitzer gelangen, abwechſelnd 
ausgeuͤbt wird, 

c) des daſelbſt sub Nr. 41. verzeichneten Morrner Eichfier-Grundſtuͤcks 
mit einer Stimme, und 

d) das Dorfgericht der Gemeine Morrn Namens aller Deichgenoſſen der: 
ſelben und zwar jede Dorfgerichtsperſon mit einer Stimme, 


waͤhlen gemeinſchaftlich zwei Repraͤſentanten und zwei Stellvertreter derſelben. 


Die Dorfgerichtsperſonen der Gemeinde Alexandersdorf waͤhlen ebenfalls 
fuͤr alle Deichgenoſſen derſelben zwei Repraͤſentanten und zwei Stellvertreter 
derſelben, und endlich waͤhlen die Dorfgerichtsperſonen der Gemeinde Pollychen, 
jede Perſon mit einer Stimme, Namens aller Deichgenoſſen derſelben, unter 
Zutritt des Beſitzers des Ritterguts Gralow mit einer Stimme, gemeinſchaft⸗ 
lich einen Repraͤſentanten zum Deichamte und einen Stellvertreter deſſelben. 

Die Wahl der Repraͤſentanten und der Stellvertreter geſchieht nur auf 
ſechs Jahre und nach abſoluter Stimmenmehrheit. Waͤhlbar iſt jeder groß⸗ 
jaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch 
rechtskraͤftiges Erkenntniß verloren hat und nicht zu den Unterbeamten des 
Verbandes gehoͤrt. 

Vater und Sohn, fowie Brüder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des 
Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der 
aͤltere allein zugelaſſen. 


H. 10. 


Bei Ausuͤbung eines nach H. 9. zuſtehenden Stimmrechts vertreten 
Ehemaͤnner ſtets ihre, das berechtigte Grundſtuͤck allein, oder mitbeſitzende 
Ehefrauen. 5 
Unverheirathete Frauen und Minderjaͤhrige duͤrfen ihr Stimmrecht durch 
ihre geſetzlichen Vertreter oder durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. i 

Andere Beſitzer koͤnnen ebenfalls ihren Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, 
oder einen anderen ſtimmfaͤhigen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimm⸗ 
rechts bevollmaͤchtigen. 


§. 11. 


Die Wahlverſammlungen werden durch den Deichhauptmann und bis 
dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, von dem Regierungskommiſſarius abgehalten. 
Die Regierung zu Frankfurt a. d. O. kann ausnahmsweiſe ſtatt des Deich⸗ 
hauptmanns einen anderen Wahlkommiſſarius ernennen. 5 


Die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 
§. 12. 


Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ x 
(Nr. 4013.) pflich⸗ 
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pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften tiber die Ge— 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. 


$. 13. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn gaͤnzlich ein, wenn der Re— 
präfentant während feiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung 
aufgiebt, oder ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. 


H. 14. 


Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November v. J. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1853. Seite 935.) 
ſollen fuͤr den Morrn-Pollychener Deichverband Guͤltigkeit haben, und zwar 
mit der Erweiterung zu $. 17. derſelben, daß die Grundbeſitzer, welche wegen 
zu großer Entfernung oder wegen Sperrung der Kommunikation durch Waſſer 
nicht zu den Natural-Huͤlfsleiſtungen haben aufgeboten werden koͤnnen, in den 
Jahren, in welchen ein ſolches Aufgebot ſtattgefunden hat, einen beſonderen, 
verhaͤltnißmaͤßigen Geldbeitrag zur Deichkaſſe leiſten follen, welcher dahin be⸗ 
rechnet wird, daß . 


a) der 24ſtuͤndige Dienſt eines Waͤchters zu einem 


Wehn ee — Rthlr. 10 Sgr. 
by eine Fuhre ih se )ß)!: I 10 - 
c) eine zweiſpaͤnnige Fuhre im 24ſtuͤndigen Dienſte zu 2 = — - 
d) ein reitender Bote im 24ſtuͤndigen Dienſte zu ..... den RE, 
ein Schock Faſchinen li... 2 822 E ISRERMIN 
e en dr NET 
Angenommen werden. 
$. 15. 
Allgemeine Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes— 


Beſtinmung. herrlicher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 1. Mai 1854. 
(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Weſtphalen. 


(Nr. 4014.) 
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(Nr. 4014.) Geſetz, betreffend einige Abaͤnderungen der Gewerbe-Drdnung vom 17. Januar 
4845. und der Verordnung vom 9. Februar 1849. wegen Errichtung von 
Gewerberaͤthen e. Vom 15. Mai 1854. f 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Ve 


Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder des Gewerberathes 
(H. 1. ff. der Verordnung vom 9. Februar 1849.) und der Stellvertreter ſind 
fortan nur diejenigen berechtigt, welche ihr Gewerbe ſelbſtſtaͤndig betreiben und 
an den Gemeindewahlen Theil zu nehmen befugt ſind. 


H. 2. 


Die Wahl des Vorſitzenden des Gewerberathes, ſowie des Stellvertre⸗ 
ters, bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. 

Wird die Beſtaͤtigung verſagt, ſo iſt eine neue Wahl vorzunehmen, wird 
auch dieſe Wahl nicht beftätigt, fo ernennt die Regierung aus der Mitte des 
Gewerberathes den Vorſitzenden, beziehungsweiſe den Stellvertreter. 


H. 3. 


Die Kommunalbehoͤrde iſt befugt, einen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher 
den Sitzungen des Gewerberathes beiwohnen und an deſſen Verhandlungen 
ohne Stimmrecht Theil nehmen kann, ſowie den Gewerberath zu außerordent⸗ 
lichen Sitzungen berufen zu laſſen. i 


$. 4. 


Zur Aufbringung der Koſten für die laufende Geſchaͤftsfuͤhrung des 
Gewerberathes ſind nur die wahlberechtigten Gewerbetreibenden (J. 1.) per 
pflichtet. 

H. 5. 


Die Pruͤfungskommiſſionen der Innungen (F. 37. der Verordnung 
vom 9. Februar 1849.) ſind fortan aus einem Mitgliede der Kommunalbehoͤrde 
als Vorſitzenden und mindeſtens zwei, von der Innung zu waͤhlenden und von 
der Kommunalbehoͤrde zu beſtaͤtigenden Meiſtern der Innung, die Kreis⸗Pruͤ⸗ 
fungskommiſſionen (F. 39. g. a. O.) aus einem von der Regierung zu beſtellen⸗ 
den Kommiſſarius als-Vorſitzenden und zwei Meiſtern des betreffenden Hand⸗ 
werks zu bilden. Zur Bildung jeder Kreis⸗Pruͤfungskommiſſion beſtimmt der 

(Nr. 4014.) a Land⸗ 
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Landrath widerruflich vier bis ſechs im Kreiſe wohnhafte, nicht zu der Prit- 
fungskommiſſion einer Innung gehoͤrende, Meiſter des Handwerks, unter denen 
der Vorſitzende der Kreis⸗Pruͤfungskommiſſion in jedem einzelnen Falle die bei 
der Pruͤfung zuzuziehenden Mitglieder auswaͤhlt. 


5 H. 6. 


Die nach H. 27. der Verordnung vom 9. Februar 1849. dem Miniſte⸗ 
rium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche‘ Arbeiten vorbehaltene Befugniß zur 
Entbindung einzelner Perſonen von der im H. 23. vorgeſchriebenen oder nach 
H. 26. angeordneten Prüfung ſteht fortan auch den Regierungen zu. 


H. 7. 


Die in den HH. 95., 98., 102., 105., 121. der Allgemeinen Gewerbe— 
Ordnung vom 17. Januar 1845. und in $. 66. der Verordnung vom 9. Fe⸗ 
bruar 1849. den Miniſterien vorbehaltenen Befugniſſe in Betreff der Feſtſtellung, 
Beſtätigung und Abaͤnderung der Innungsſtatuten, der Errichtung neuer und 
der Aufloͤſung beſtehender Innungen, werden, ſoweit es ſich nicht um kauf⸗ 
maͤnniſche Korporationen handelt, hierdurch den Regierungen uͤbertragen. 


H. 8. 


5 Die dem gegenwaͤrtigen Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen werden 
hierdurch außer Kraft geſetzt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 8 


Gegeben Potsdam, den 15. Mai 1854. 
(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. In Vertretung: 
v. Wangenheim. 


Redigirt im Büreau des Staats - Minifteriums. 
. RR mern, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


